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 Interessenvertretung der Gehörlosen und anderer Menschen mit Hörbehinderung in Deutschland 

 

  

Textausschnitte der Wahlprogramme 
für die Bundestagswahl 2017 

 
CDU/CSU 
Regierungsprogramm 2017-2021: Für ein Deutschland, in dem wir gut und gerne leben 
https://www.cdu.de/system/tdf/media/dokumente/170703regierungsprogramm2017.pdf?file=1 

In Deutscher Gebärdensprache: 
https://www.youtube.com/playlist?list=PL7tW3uw1tajq5bbl6Hs8OckkfJfbooZs_ 

 

Seite: 10 

CDU und CSU sind Volksparteien. Wir tragen Verantwortung für alle Menschen und geben 
ihnen politische Heimat. Menschen aus unterschiedlichen Lebenswelten, Menschen aus 
Stadt und Land, Frauen wie Männer, Ältere wie Jüngere, Menschen mit Behinderungen, 
Arbeitnehmer und Unternehmer, Einheimische und Zugewanderte. Wir sind Volksparteien 
der Mitte und unser Politikangebot wendet sich an alle Menschen in Deutschland. 

Seite: 14 

Eine Behinderung darf kein Armutsrisiko für den Betroffenen oder sein Umfeld darstellen. 
Mit dem Bundesteilhabegesetz haben wir grundlegende Verbesserungen erreicht. Durch 
Arbeit zum eigenen Lebensunterhalt beitragen zu können, hat für Menschen mit 
Behinderung eine besondere Bedeutung. Es braucht mehr Offenheit bei der Einstellung 
von Mitarbeitern mit Behinderung. 

 
SPD 
Das Regierungsprogramm 2017 bis 2021 der SPD: Es ist Zeit für mehr Gerechtigkeit 
https://www.spd.de/fileadmin/Dokumente/Bundesparteitag_2017/Es_ist_Zeit_fuer_mehr_Gerechtigkeit-
Unser_Regierungsprogramm.pdf 

In Deutscher Gebärdensprache: 
https://www.spd.de/standpunkte/regierungsprogramm/barrierefrei/ 

 

Seite: 3 

Unabhängig von Geschlecht, Herkunft, sexueller Identität, Religion. Unabhängig davon, ob 
jemand eine Behinderung hat, krank oder pflegebedürftig ist. Unabhängig von 
Beschäftigung und Lebensgrundlage. 

Seite: 9 

Um die Qualität des Unterrichts zu verbessern, wollen wir den Austausch von guten 
Konzepten fördern und dies durch begleitende Bildungsforschung unterstützen. Schule 
braucht gutes Lern- und Lehrmaterial, das die Lebensrealität und die Vielfalt von 
Lebensmodellen altersgerecht abbildet. Neue Erkenntnisse über erfolgreiche Lern- und 
Unterrichtskonzepte müssen für Schulen schneller nutzbar gemacht werden. Auch die Aus- 
und Weiterbildung der Lehrkräfte wollen wir entsprechend weiterentwickeln, denn 
Lehrerinnen und Lehrer müssen sich immer wieder auf neue Herausforderungen einstellen 
– auf die kulturelle Vielfalt und die Vielfalt von Lebensmodellen an ihrer Schule, auf das 
gemeinsame Lernen von Kindern mit und ohne Behinderung, auf ganztägigen Unterricht 
oder auf neue Entwicklungen in der digitalen Bildung. Die „Qualitätsoffensive 
Lehrerbildung“ von Bund und Ländern werden wir fortsetzen und weiterentwickeln. 

Seite: 12 

Wir brauchen eine Ausbildungsstrategie für die Arbeitswelt 4.0, um mit Veränderungen wie 
der Digitalisierung Schritt zu halten. Dafür muss das Berufsbildungsgesetz weiterentwickelt 
werden. Eine Schlüsselrolle haben hier die betrieblichen Ausbilderinnen und Ausbilder. Eine 
regelmäßige Weiterbildung muss Standard sein. Dies schließt eine zusätzliche 
Qualifizierung für die Ausbildung von Menschen mit Behinderung ein. Aufgrund der 

https://www.cdu.de/system/tdf/media/dokumente/170703regierungsprogramm2017.pdf?file=1
https://www.youtube.com/playlist?list=PL7tW3uw1tajq5bbl6Hs8OckkfJfbooZs_
https://www.spd.de/fileadmin/Dokumente/Bundesparteitag_2017/Es_ist_Zeit_fuer_mehr_Gerechtigkeit-Unser_Regierungsprogramm.pdf
https://www.spd.de/fileadmin/Dokumente/Bundesparteitag_2017/Es_ist_Zeit_fuer_mehr_Gerechtigkeit-Unser_Regierungsprogramm.pdf
https://www.spd.de/standpunkte/regierungsprogramm/barrierefrei/
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Auflösung von Orts- und Zeitgebundenheit von Weiterbildung durch digitale 
Bildungsangebote eröffnen sich neue Zugänge für jene, die bisher nur schwerlich an 
Weiterbildung teilhaben konnten. Somit wird auch eine berufsbegleitende 
Weiterqualifizierung erleichtert. 

Seite 24 

Obwohl Frauen heute so gut ausgebildet sind wie nie zuvor, gründen sie nur knapp drei 
von zehn Unternehmen. Unser Ziel ist es, Frauen dabei zu unterstützen, öfter 
Unternehmen zu gründen. Die Förderung von Existenzgründerinnen und selbstständigen 
Frauen bringt mehr wirtschaftliches Wachstum, eine Steigerung der Innovations- und 
Wettbewerbsfähigkeit sowie mehr Chancengleichheit und Gleichstellung im Erwerbsleben. 
Deshalb wollen wir mehr Frauen als Gründerinnen fördern, unter anderem durch einen 
besseren Zugang zu Gründungskapital und eine auf ihre Bedürfnisse angepasste Beratung 
und Unterstützung. Außerdem wollen wir Gründungen von Menschen mit 
Migrationshintergrund und Menschen mit Behinderungen unterstützen. Scheitern darf nicht 
das Ende für Gründerinnen und Gründer bedeuten. Wir wollen eine Kultur der „nächsten 
Chance“ etablieren und in diesem Sinne auch das Insolvenzrecht überprüfen. 

Seite 61: 

Es hat viel Kraft gekostet, Deutschland zu dem demokratischen Land zu machen, das es 
heute ist. Und es wird auch weiter Kraft kosten, das zu erhalten, auszubauen und zu 
verbessern. In der Gesellschaft, in der Politik, in der Kultur und in der Wirtschaft. 
Fortschritt heißt für uns: Die offene Gesellschaft festigen. Wir wollen echte Gleichstellung 
– unabhängig von Geschlecht, Religion, Hautfarbe, Herkunft und geschlechtlicher Identität 
oder sexueller Orientierung. Menschen mit und ohne Behinderung sollen die gleichen 
Chancen haben. Wir schreiben keine Lebensmodelle vor, sondern unterstützen Menschen, 
so zu leben, wie sie es sich wünschen. Offenheit bedeutet Toleranz und Vielfalt. 
 
Teilhabe heißt auch Beteiligung am politischen, kulturellen und gesellschaftlichen Leben. 
Auch an zivilgesellschaftlichen Engagementmöglichkeiten und an politischen 
Entscheidungsprozessen! Das schließt insbesondere das Recht ein, uneingeschränkt an 
demokratischen Wahlen teilnehmen zu können. Die Wahlrechtsausschlüsse von Menschen 
mit Behinderung wollen wir abschaffen. 
 
Zur Unterstützung der parlamentarischen Demokratie wollen wir direkte 
Demokratiebeteiligung auf Bundesebene stärken. Das Petitionsrecht beim Deutschen 
Bundestag werden wir weiterentwickeln: durch barrierefreien Zugang für Menschen mit 
Behinderungen, durch bessere Einbindung von Kindern und Jugendlichen, durch mehr 
öffentliche Ausschusssitzungen. Wir wollen auch eine Absenkung des Quorums für 
öffentliche Petitionen. 

Seite 65-66 

Wir sind zudem besorgt über Berichte über Gewalt gegen Menschen mit Behinderungen, 
Ältere oder Pflegebedürftige. Gemeinsam mit den Wohlfahrtsverbänden wollen wir 
Konzepte entwickeln, die Übergriffen und Gewalt Einhalt gebieten. 
 
Das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz (AGG) ist vor elf Jahren in Kraft getreten. Wir 
werden es weiterentwickeln. Hierfür stärken wir die Antidiskriminierungsstelle des Bundes 
und weiten den Anwendungsbereich des AGG auf staatliches Handeln aus. Zudem wollen 
wir ein Verbandsklagerecht im AGG verankern. 
 
Menschen können durch Krankheit, Unfall oder Behinderung handlungs- und 
entscheidungsunfähig werden. Eine moderne Gesellschaft braucht für diesen Fall 
verlässliche Regelungen. Dazu wollen wir die Vorsorgevollmacht stärker ins Bewusstsein 
bringen. Denn mit ihr können Bürgerinnen und Bürger selbst bestimmen, wer im Notfall 
stellvertretend für sie ihre Angelegenheiten regeln darf. Die Anordnung einer Betreuung 
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muss immer das letzte Mittel bleiben. Deshalb werden wir den Grundsatz der 
Erforderlichkeit im Betreuungsrecht stärken. Betreute müssen sich darauf verlassen 
können, dass für sie ein guter Betreuer bestellt wird, der ihr Selbstbestimmungsrecht 
respektiert. 

Seite 66-67: 

Inklusive Gesellschaft: 
Für die nächste Generation soll das tägliche Miteinander von Menschen mit und ohne 
Behinderungen selbstverständlich sein. Eine menschliche Gesellschaft muss eine 
inklusive Gesellschaft sein. Die Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention 
wollen wir darum weiter voranbringen. 
 
Das inklusive Leben muss von Anfang an gelernt werden und erlebbar sein; von der Kita 
über die Grundschulen und weiterführenden Schulen bis zu weiteren 
Bildungseinrichtungen. Wir unterstützen inklusive Bildung entlang der gesamten 
Bildungsbiographie. Insbesondere auch dadurch, dass wir die notwendigen räumlichen, 
technischen und personellen Ressourcen verbessern. 
 
Die gesetzliche Grundlage für die Leistungen zur Teilhabe an der Gesellschaft hat 
sich mit dem Bundesteilhabegesetz bereits deutlich verbessert. Die Person und ihre 
Selbstbestimmung stehen im Mittelpunkt. Daran wollen wir anknüpfen und die 
Teilhabeleistungen stetig weiterentwickeln. Wir wollen, dass Betroffene ohne 
Diskriminierung und ohne großen Aufwand Zugang zu diesen Leistungen bekommen. Wir 
treten dafür ein, dass Menschen mit Behinderungen alle Leistungen der Pflegeversicherung 
erhalten – unabhängig davon, wie sie wohnen. 
 
Wir streben einen inklusiven Arbeitsmarkt an, der allen Menschen eine Beschäftigung 
entsprechend ihren Fähigkeiten ermöglicht und ihnen die dafür notwendige Unterstützung 
bietet. Alle Menschen sollen auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt faire Perspektiven haben. 
Lohndiskriminierung von Menschen mit Behinderung wollen wir vermeiden. 
 
Der Übergang von der Schule zur Ausbildung und zum Beruf soll ebenso verbessert 
werden wie der Weg von Werkstätten hin zum allgemeinen Arbeitsmarkt. Dazu zählen 
auch generelle Regelungen zur Barrierefreiheit am Arbeitsplatz für alle Arbeitgeber. Das 
Angebot der Inklusionsbetriebe und Werkstätten werden wir im Hinblick auf einen 
inklusiven Arbeitsmarkt weiterentwickeln. Eine wichtige Funktion bei der Verwirklichung 
eines inklusiven Arbeitsmarktes nehmen dabei die Schwerbehindertenvertretungen ein, 
deren Rechte wir weiter stärken wollen. Dies betrifft insbesondere die Anhörungs- und 
Beteiligungsverpflichtung bei der Einstellung von Menschen mit Behinderungen, bei 
Abmahnungen und Aufhebungsverträgen. 
 
Wir treten dafür ein, dass die pauschalen Steuerfreibeträge für Menschen mit 
Behinderungen im Einkommenssteuergesetz angepasst werden. 
Das gesellschaftliche Leben muss auf allen Ebenen für Menschen mit Behinderung inklusiv 
gestaltet werden. Dabei sind Barrierefreiheit und angemessene Vorkehrungen 
unverzichtbar und brauchen bessere gesetzliche Bestimmungen. Wir werden die 
Kommunen dabei unterstützen, inklusive Sozialräume zu schaffen. Die Kinder- und 
Jugendhilfe soll für alle da sein – für Kinder und Jugendliche mit und ohne Behinderung. 
Sie muss entsprechend ausgestattet werden. Wir wollen in der Kinder- und Jugendhilfe 
alle Leistungen zusammenführen, um die Betreuung von Familien aus einer Hand zu 
gewährleisten. 

  



4 
 

Die Linken 
Das Programm: Die Zukunft, für die wir kämpfen: SOZIAL. GERECHT: FRIEDEN. FÜR ALLE. 
https://www.die-linke.de/fileadmin/download/wahlen2017/wahlprogramm2017/wahlprogramm2017.pdf 

In Deutscher Gebärdensprache: 
https://www.die-linke.de/wahlen/wahlprogramm/gebaerdensprache-kurzfassung/ 
https://www.die-linke.de/wahlen/wahlprogramm/gebaerdensprache-kernforderungen/ 

 

Seite:25 

Sonderbedarfe, z.B. für chronisch Kranke oder Menschen mit Behinderungen, werden im 
Rahmen der Solidarischen Gesundheitsversicherung bzw. des Bundesteilhabegesetzes 
gewährt. 

Seite 28 

Wir wollen das Gesundheitswesen von Barrieren befreien: Hindernisse beim Zugang zu 
Arztpraxen und Krankenhäusern müssen beseitigt, Untersuchungstechniken und 
Behandlungsmethoden den besonderen Bedürfnissen von Menschen mit Behinderungen 
angepasst werden. Wir wollen auch die Kommunikation den besonderen Bedürfnissen von 
Menschen mit Behinderungen anpassen: leichte Sprache und verständliche 
Patienteninformationen müssen selbstverständlich werden. 

Seite: 32 

Das Gesundheitswesen wollen wir konsequent von Barrieren befreien. Das bedeutet nicht 
nur, Hindernisse beim Zugang zu Arztpraxen und Krankenhäusern zu beseitigen, sondern 
auch Untersuchungstechniken und Kommunikation den besonderen Bedürfnissen von 
Menschen mit Behinderungen anzupassen. Leichte Sprache und verständliche 
Patienteninformationen müssen selbstverständlich werden. 

Seite: 36 

Gute Löhne für gute Pflege – Pflegeberufe aufwerten: Als Schutz gegen Lohndumping 
muss der Pflegemindestlohn sofort auf 14,50 Euro erhöht und auf weitere 
Tätigkeitsbereiche in der Pflege ausgedehnt werden. Verstöße gegen den 
Pflegemindestlohn müssen sanktioniert werden. Die tarifliche Vergütung von 
Pflegefachkräften muss bundeseinheitlich als allgemeinverbindlich erklärt werden. Keine 
Pflegefachkraft sollte unter 3.000 Euro (in Vollzeit) verdienen. Die Ausbildung in den 
Pflegeberufen muss als integrierte Ausbildung mit einer zweijährigen gemeinsamen und 
einer einjährigen ergänzenden spezialisierten Fachausbildung gestaltet werden. Die 
dreijährige Pflegeberufsausbildung muss die unmittelbare Berufsfähigkeit sichern. Die 
Ausbildung, Fort- und Weiterbildungen müssen für die Pflegekräfte schulgeldfrei sein. 
Neben der Pflegeausbildung wollen wir eine dreijährige Ausbildung zur Fachkraft Assistenz 
nicht nur für Menschen mit Behinderungen. Die steigende Qualifikation des Berufsbildes 
muss sich auch in einer höheren Ausbildungsvergütung und besseren Entlohnung 
niederschlagen. 

Seite: 53 

DIE LINKE will eine inklusive Schule, in der alle Kinder und Jugendlichen willkommen sind. 
Die inklusive Schule steht auch für die uneingeschränkte Umsetzung der UN 
Behindertenrechtskonvention. Heute werden viele besondere Förderbedarfe festgestellt, es 
werden aber keine adäquaten Hilfen für diese Förderbedarfe angeboten. Das muss sich 
ändern. Inklusion ist für uns eine gesamtgesellschaftliche Verpflichtung, alle müssen 
gleichberechtigt dazugehören und teilhaben können. 
 
• Bund, Länder und Kommunen müssen dafür ein Investitionsprogramm »Inklusive 

Bildung« auflegen, um Bildungseinrichtungen umfassend barrierefrei umzubauen und 
auszustatten. 

• Der Rechtsanspruch auf inklusive Bildung und das Recht auf das gemeinsame Lernen 
in einer Regelschule gehört in jedes Schulgesetz. Alle Schulen müssen über 
barrierefreie Zugänge für alle Kinder verfügen, die nicht nur auf die baulichen 

https://www.die-linke.de/fileadmin/download/wahlen2017/wahlprogramm2017/wahlprogramm2017.pdf
https://www.die-linke.de/wahlen/wahlprogramm/gebaerdensprache-kurzfassung/
https://www.die-linke.de/wahlen/wahlprogramm/gebaerdensprache-kernforderungen/
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Voraussetzungen beschränkt werden dürfen. Sie müssen über eine adäquate 
Ausstattung und Qualifizierung an Personal, Assistenzleistungen, Lehr- und Lernmitteln 
sowie sonstigen Hilfsmitteln für jedes Kind verfügen. Wir wollen ein 2-Lehrerinnen- 
bzw. 2-Lehrer-System umsetzen, als eine der Rahmenbedingungen, mit der wir 
Förderschulen überflüssig machen. Inklusion darf nicht davon abhängig gemacht 
werden, wie viel sie kostet! 

Seite: 118 

Die Barrierefreiheit von Wahllokalen und Wahlvorgängen ist längst überfällig und muss 
gewährleistet werden. Das selbstverständliche Recht zu wählen ist – unabhängig vom 
Gesundheitsstatus – für Menschen mit und ohne Behinderungen zu wahren. 

Seite 124-126 

Selbstbestimmt leben in einem inklusiven Land 
 
Seit der Ratifizierung der UN-Behindertenrechtskonvention steht das Thema Inklusion in 
Hinblick auf Menschen mit Behinderungen stärker im Fokus. DIE LINKE tritt für eine volle 
und wirksame Teilhabe aller Menschen mit Behinderungen ein. Wir wollen Barrieren 
abbauen – bauliche, kommunikative und strukturelle – und Menschen mit Behinderungen 
eine unabhängige Lebensführung erleichtern. 
 
Doch Inklusion geht weit darüber hinaus. Inklusion ist Menschenrecht: Sie eröffnet allen 
Menschen die Möglichkeit, überall im politischen, sozialen und kulturellen Leben nicht nur 
dabei zu sein, sondern es auch selbstbestimmt aktiv gestalten zu können. 
Doppelstrukturen in Bildung, Wohnen und Arbeit wollen wir auflösen. Für Menschen mit 
Behinderungen gibt es besonders viele Diskriminierungen und strukturelle 
Zugangsbeschränkungen: auf dem Arbeitsmarkt, im Sozialraum, im Verkehr, in der Bildung 
und in der ehrenamtlichen und politischen Betätigung. Das wollen wir ändern. 
 
• Wir wollen ein beschäftigungspolitisches Rahmenprogramm für Menschen mit 

Behinderungen auflegen, das dem Grundsatz folgt »so wenig Sonderarbeitswelten wie 
möglich und so regulär wie möglich«. Es soll schrittweise die Rahmenbedingungen für 
eine inklusive Arbeitswelt für alle Beschäftigten schaffen. U.a. soll die 
Mindestbeschäftigungsquote auf sechs Prozent angehoben werden. 

• Wir wollen die Werkstätten schrittweise überflüssig machen. Das »Budget für Arbeit« 
darf keinem begrenzten Leistungsanspruch unterliegen. Auf dem ersten Arbeitsmarkt 
wollen wir geschützte Arbeitsplätze einrichten. Die Rechte der 
Schwerbehindertenvertretungen und der Werkstatträte müssen an die Rechte der 
Betriebs- und Personalräte angeglichen werden. 

• Öffentliche Aufträge sollen bevorzugt an Betriebe mit einem hohen 
Schwerbehindertenanteil, an Integrationsunternehmen und Betriebe mit 
Integrationsabteilungen vergeben werden. An Werkstätten für behinderte Menschen 
(WfbM) dürfen ausschließlich zivile Aufträge vergeben werden, die Herstellung von 
Rüstungsprodukten in WfbM wird verboten. 

• Teilhabeleistungen sollen einkommens- und vermögensunabhängig sein. Das betrifft 
etwa ein anrechnungsfreies Teilhabegeld. Das gleicht behinderungsbedingte Nachteile 
finanziell aus und ermöglicht auf diesem Weg ein selbstbestimmtes Leben von 
Menschen mit Behinderung. 

• Wir wollen bedarfsgerechte, einkommens- und vermögensunabhängige Persönliche 
Assistenz in jeder Lebenslage und -phase und in jedem gesellschaftlichen Bereich 
ermöglichen. Damit gehen der konsequente Ausbau und die Vereinfachung der 
Strukturen des Persönlichen Budgets einher. 

• Menschen mit Behinderung sollen gleichberechtigt die Möglichkeit haben, ihren 
Aufenthaltsort zu wählen und zu entscheiden, wo und mit wem sie leben. Sie sollen 
nicht verpflichtet sein, in besonderen Wohnformen zu leben (UN-BRK, Artikel 19). Der 
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Artikel 1 § 104 SGB IX schränkt dieses Recht durch den Mehrkostenvorbehalt ein. Der 
Mehrkostenvorbehalt muss gestrichen werden, so dass das Wunsch und Wahlrecht 
hinsichtlich Wohnort und Wohnform uneingeschränkt garantiert wird. 

• Wir wollen einen Nationalen Aktionsplan zur Umsetzung der UN-
Behindertenrechtskonvention unter tatsächlicher und wirksamer Beteiligung der 
Betroffenen und ihrer Selbstvertretungsorganisationen. Der Aktionsplan wird 
regelmäßig fortgeschrieben und konkretisiert. Nachprüfbare Zielvorgaben, 
Umsetzungsfristen und eine ausreichende Finanzierung sind unumgänglich – 
Menschenrechte dürfen nicht unter Finanzierungsvorbehalt gestellt werden. Neue und 
ältere Gesetze sollen dabei auf Konformität mit der UN-Behindertenrechtskonvention 
regelmäßig überprüft werden. 
Wir setzen uns dafür ein, dass alle rechtlichen Diskriminierungen von Menschen mit 
Behinderungen aufgehoben werden, insbesondere psychiatrische Sondergesetze und 
ärztliche oder betreuungsrechtliche Zwangsbefugnisse. Das Allgemeine 
Gleichbehandlungsgesetz (AGG) wollen wir novellieren. 

 
• Das Wahlrecht für alle soll umgesetzt und alle Wahlrechtsausschlüsse sollen 

abgeschafft werden. Wahllokal, Wahlverfahren, Wahlmaterialien, Wahleinrichtungen 
müssen barrierefrei sein. 
Wir wollen ein bundesweites Rahmenprogramm »Inklusive Bildung« für alle 
Bildungsbereiche und Altersstufen. 

• Menschen mit Behinderungen und ihre Selbstvertretungsorganisationen benötigen 
Unterstützung. Das beinhaltet vor allem die Förderung unabhängiger Beratung durch 
Expertinnen und Experten in eigener Sache, von Initiativen und 
öffentlichkeitswirksamen Maßnahmen. 

• Jegliche baulichen und kommunikativen Barrieren müssen beseitigt werden. Hierfür 
wollen wir ein Sonderinvestitionsprogramm von jährlich einer Milliarde Euro in einem 
Zeitraum von fünf Jahren auflegen. Öffentliche Investitionen und Fördergelder sollen 
zukünftig auch an das Kriterium der Barrierefreiheit gebunden werden. 

• DIE LINKE will ein barrierefreies Gesundheitssystem. Barrierefreiheit muss ein 
Zulassungskriterium bei Arztpraxen und medizinischen Einrichtungen sein, und 
Umbaumaßnahmen müssen gefördert werden. 

• • Mobilität, Informations-, Kommunikations- und andere Dienste müssen barrierefrei 
sein. Für Schwerbehinderte oder Kranke, die den öffentlichen Nahverkehr nicht nutzen 
können, soll zur Ermöglichung der Teilhabe am öffentlichen Leben ein kostenfreier 
Fahrdienst zur Verfügung stehen. Wir wollen Bankautomaten barrierefrei umrüsten, so 
dass auch Menschen mit Sehschwäche sie nutzen können. 

Seite 129: 

DIE LINKE setzt sich für eine sofortige Ausweitung der sozialen Ausnahmen beim 
Rundfunkbeitrag sowie die Beitragsbefreiung einzelner Gruppen, u.a. von Menschen mit 
Behinderungen, und gemeinnützigen Einrichtungen ein. 

Seite 133: 

DIE LINKE steht für einen Sport ohne Barrieren. Menschen mit Behinderungen müssen 
gleichermaßen wie Menschen ohne Behinderung am Sport teilhaben können und 
entsprechend gefördert werden, zusätzliche Aufwendungen müssen ausgeglichen werden. 
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Bündnis 90/Die Grünen 
Das Programm: Zukunft wird aus Mut gemacht 
https://www.gruene.de/fileadmin/user_upload/Dokumente/Gruener_Bundestagswahlprogrammentwurf_2017.pdf 

In Deutscher Gebärdensprache: 
https://www.gruene.de/ueber-uns/2017/10-punkte-fuer-gruenes-regieren-gebaerdensprache.html 

 

Seite: 56-57 

Barrierefrei und gleichberechtigt leben 
 
Wir Grünen streiten für eine inklusive Gesellschaft, in der Menschen mit Behinderungen 
selbstbestimmt leben und teilhaben können. Jede und jeder soll die Unterstützung 
erhalten, die jeweils benötigt wird. Inklusion ist ein Menschenrecht. Das 
Bundesteilhabegesetz der Großen Koalition erfüllt diesen Anspruch noch nicht. Menschen 
mit Behinderungen erleben immer wieder Einschränkungen: auf dem Bahnhof, wenn 
Fahrstühle fehlen, wenn die Kosten für Gebärdensprachdolmetschung nicht übernommen 
werden oder bei der Wahl des Wohnortes. Wir wollen den Mehrkostenvorbehalt 
abschaffen und die Bedingungen für den Ausbau des selbständigen Wohnens mit Assistenz 
sowie des Betreuten Wohnens weiter verbessern. 
Integrationsunternehmen sollen ausgebaut werden als echte Alternativen zu den 
Werkstätten. 
Wer auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt arbeiten möchte, muss die dafür notwendige 
Unterstützung erhalten. Die Konvention der Vereinten Nationen über die Rechte von 
Menschen mit Behinderungen muss endlich auch in Deutschland umgesetzt werden. 

Seite 57 

Menschen mit Behinderungen ein selbstbestimmtes Leben ermöglichen 
Wir wollen die Selbstbestimmung von Menschen mit Behinderungen stärken. Dafür werden 
wir die VN-Behindertenrechtskonvention konsequent umsetzen. Wir wollen, dass es keine 
Sonderwelten gibt, sondern Menschen mit und ohne Behinderung sich begegnen. 
Behinderte Menschen sollen freier darüber entscheiden können, wo und wie sie wohnen. 
Auch darüber, welche Assistenz, Pflege oder pädagogische Unterstützung sie möchten. 
Damit Werkstätten für Behinderte nicht die einzige Arbeitsmöglichkeit sind, unterstützen 
wir Menschen mit Behinderungen besser bei Bildung, Ausbildung und Arbeit. 

Seite 63 

Gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit wie Rassismus, Antisemitismus, Antiziganismus, 
antimuslimischer Rassismus, Trans- und Homophobie, Sexismus sowie die Abwertung von 
Obdachlosen, Langzeitarbeitslosen und Menschen mit Behinderung gibt es nicht nur am 
rechten Rand, sondern auch in der Mitte der Gesellschaft. Es ist Aufgabe der Politik, dafür 
zu sorgen, dass sich alle Menschen unabhängig von ihrer Herkunft, ihrem Geschlecht, ihrer 
sexuellen Identität oder Religion frei und sicher bewegen können – egal ob in Berlin, 
Sachsen oder Baden-Württemberg. 

Seite 100 

Gute Arbeit für Menschen mit Behinderungen 
 
Alle Menschen haben das Recht, ihren Lebensunterhalt durch Arbeit zu verdienen, auch 
Menschen mit Behinderungen. Wir wollen, dass es für alle behinderten Menschen leichter 
wird, Arbeit auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt zu finden. Daher möchten wir die 
Ausgleichsabgabe erhöhen: Wer in größeren Betrieben keine behinderten Menschen 
beschäftigt, soll finanziell stärker dazu beitragen, dass behinderte Menschen anderswo 
Arbeit auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt finden. Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber 
müssen aber auch schneller und zuverlässiger unterstützt werden, wenn sie behinderte 
Menschen beschäftigen. Die Schwerbehindertenvertretung, Expert*innen für die Teilhabe 
behinderter Menschen in Unternehmen, möchten wir genau wie Werkstatträte stärken. 

https://www.gruene.de/fileadmin/user_upload/Dokumente/Gruener_Bundestagswahlprogrammentwurf_2017.pdf
https://www.gruene.de/ueber-uns/2017/10-punkte-fuer-gruenes-regieren-gebaerdensprache.html
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Werkstätten dürfen Menschen nicht isolieren, sie sollen einen gerechten Lohn zahlen und 
auf den allgemeinen Arbeitsmarkt vorbereiten. 

 
FDP 
Das Programm: Schauen wir nicht länger zu. 
http://fdp.de/wahlprogramm 

In Deutscher Gebärdensprache: 
https://www.youtube.com/watch?v=5lac_VOVtPA 

 

Seite: 8-9 

Weltbeste Bildung auch für Schülerinnen und Schüler mit Förderungsbedarf 
 
Für uns Freie Demokraten müssen auch Schülerinnen und Schüler mit Förderbedarf oder 
Einschränkungen die bestmögliche Bildung und Förderung erhalten. Denn der Anspruch 
auf die weltbeste Bildung gilt nicht nur für die Leistungsstarken. In diesem Sinne ist aus 
unserer Sicht auch die UNO-Konvention über die Rechte der Menschen mit Behinderung zu 
verstehen: Das Wohl des Kindes muss im Mittelpunkt stehen und nicht allgemeine 
gesellschaftliche Vorgaben. Auf das einzelne Kind kommt es an. 
 
Die Schließung von Förderschulen, in denen Kinder passend zu ihrem Bedarf gefördert 
werden konnten, ist ein Fehler, da dies meist nicht dem Kindeswohl dient und oft auch 
gegen den Elternwillen vorgenommen wird. Das Ziel, Kinder mit Förderbedarf weitgehend 
in Regelschulen zu integrieren, ist richtig und wird seit Jahrzehnten in Deutschland 
verfolgt. Das radikale Verständnis einer kompromisslosen Inklusion, wie es vielfach 
gefordert und betrieben wird, nimmt aber weder auf den Förderbedarf des Einzelnen, noch 
auf die Integrationsfähigkeit von Regelklassen Rücksicht. 
 
Gemeinsamer Unterricht soll bestmögliche Förderung aller Schülerinnen und Schüler 
ermöglichen. Wir fordern daher für eine bestmögliche Gestaltung des gemeinsamen 
Unterrichts verbindliche Basisstandards. Kann diesen Basisstandards zum Beispiel durch 
fehlendes Fachpersonal oder mangelnde Ausstattung nicht entsprochen werden, dürfen an 
diesen Schulstandorten keine inklusiven Lerngruppen gebildet werden. 
 
Sport als Schlüssel zur Integration und Inklusion 
Wir wollen Menschen unterschiedlicher Herkunft und mit unterschiedlichen Anlagen 
(Menschen mit körperlicher und geistiger Behinderung und Menschen mit 
Migrationshintergrund) bei Sport und Spiel zueinander finden lassen. Dabei fördern wir die 
herausragende Arbeit der Sportvereine und der Fachverbände. 

Seite: 22 

Barrierefreiheit 
 
Wir Freie Demokraten fordern mehr Barrierefreiheit. Die Möglichkeit, an allen Facetten des 
Lebens teilzunehmen, ist Grundvoraussetzung für ein selbstbestimmtes Leben. Damit 
ältere Menschen und Menschen mit Einschränkungen ungehindert am gesellschaftlichen 
Leben teilnehmen können, müssen wir Barrieren abbauen. Dies betrifft auch digitale 
Angebote. Gleichzeitig sollen digitale Angebote und Systeme genutzt werden, um 
Barrieren abzubauen oder zu verringern. Dazu müssen die Programme der 
Stadtentwicklung für Barrierefreiheit effizient umgesetzt werden. Im öffentlichen Bereich 
ist die Barrierefreiheit unerlässlich. Im privaten Bereich ist es im Blick auf viele Betroffene 
ausreichend, wenn ein Teil der geförderten Wohnungen barrierefrei, ein anderer 
barrierearm umgebaut wird. So kann bei begrenzten Mitteln ein größerer Effekt erreicht 
werden. Dies bedeutet auch, dass der Staat offene und freie Formate verwenden muss. 
Für uns Freie Demokraten ist Barrierefreiheit eine Haltung. Deshalb begrüßen wir jeden 

http://fdp.de/wahlprogramm
https://www.youtube.com/watch?v=5lac_VOVtPA
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Schritt in jedem Bereich, der Hindernisse aus dem Weg räumt und somit zu mehr 
Barrierefreiheit beiträgt. Wir Freie Demokraten definieren aber Barrierefreiheit weiter: 
Barrierefreiheit auch im Kopf. Wir wenden uns beispielsweise gegen jede Art von 
Diskriminierung, insbesondere gegenüber Älteren. Altersgrenzen müssen der 
Vergangenheit angehören. Wir wollen eine vorurteilsfreie Gesellschaft mit Chancen für 
jeden. 

Seite: 33 

Reform der Sozialgesetzbücher 
 
Wir Freie Demokraten setzen uns für eine sinnvolle Verknüpfung und Verzahnung der 
verschiedenen Sozialgesetzbücher ein. Gerade in einer älter werdenden Gesellschaft 
müssen die Leistungen für Gesundheit und Pflege, aber auch für Menschen mit 
Behinderungen im Falle einer Erkrankung oder bei Eintritt der Pflegebedürftigkeit besser 
miteinander verzahnt werden. Zudem sollten die Sozialgesetzbücher verschlankt werden. 
Denn die Unübersichtlichkeit führt zu einer zunehmenden Bürokratisierung, unsinnigen 
Kontrollen und einer zunehmenden Verunsicherung bei Ärzteschaft, Pflegekräften und 
Patientinnen und Patienten. Wir wollen künftige Sozialwahlen demokratischer, 
transparenter und effektiver machen. Wir wollen Einheitslisten abschaffen und echte 
Auswahl ermöglichen. Dabei ist die Möglichkeit der Online-Beteiligung zu schaffen und 
eine einfache und transparente Aufstellung der Listen zu gewährleisten. 

Seite: 33/34 

Mehr Selbstbestimmung für Menschen mit Behinderung 
 
Menschen mit Behinderung sollen Wahlfreiheit über die individuelle Gestaltung des 
eigenen Lebens haben. Wir fordern ein Wunsch und Wahlrecht auf Leistungen zur 
Teilhabe, zum Beispiel freie Wahl von Wohnort und Wohnform kostenneutral innerhalb 
eines vorgegebenen Budgets. Wir treten für bessere Teilhabemöglichkeiten auf dem ersten 
Arbeitsmarkt ein. Damit jeder selbst über seine Angebote bestimmen kann, wollen wir das 
persönliche Budget einfach und unbürokratisch nutzbar machen. Menschen mit 
Behinderung sollen unabhängig von der Wohnform Anspruch auf alle Leistungen aus der 
Sozialversicherung haben. Dies muss auch für die Pflegeversicherung gelten. 

Seite: 63 

Universalität der Menschenrechte 
Wir Freie Demokraten bekennen uns zur Universalität der Menschenrechte und lehnen 
jegliche Versuche ab, ihre Anwendbarkeit zu relativieren. Wir wenden uns gegen jede 
Diskriminierung aufgrund von Geschlecht, Religion, Hautfarbe, ethnischer Herkunft, 
sexueller Orientierung, Behinderung, Alter oder eines sonstigen Status. Die Unterdrückung 
oder Angriffe auf andere Menschen und Bevölkerungsgruppen sind stets Angriffe auf die 
Freiheit der ganzen Gesellschaft. So treten wir entschlossen der Diskriminierung von 
Lesben, Schwulen, Bisexuellen, Transgender und Intersexuellen in der Außen-und 
Entwicklungspolitik entgegen und setzen uns dafür ein, LGBTI-Projekte weltweit zu fördern 
und bei Strafverschärfungen gegen LGBTI die Entwicklungszusammenarbeit zu kürzen. 
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AfD 
Programm für Deutschland 
https://www.afd.de/wp-content/uploads/sites/111/2017/06/2017-06-01_AfD-Bundestagswahlprogramm_Onlinefassung.pdf 

 

Seite: 12 

1.15.1 Vertragsfreiheit bewahren 
 
Die Alternative für Deutschland tritt für die Bewahrung bzw. Wiederherstellung der 
bürgerlichen Selbstbestimmung im Zivilrechtsverkehr ein. Deshalb lehnen wir sogenannte 
,,Antidiskriminierungsgesetze“ ab. 

Seite: 44 

8.3 Keine ideologisch motivierte Inklusion: Förder- und Sonderschulen erhalten 
 
Die Forderung der Vereinten Nationen, behinderten Kindern Teilhabe am Bildungssystem 
zu garantieren, ist in Deutschland bereits erfüllt. Kinder mit besonderem Förderbedarf 
erhalten in der Förderschule eine umfassende Unterstützung, die die Regelschule nicht 
leisten kann. 
 
Die AfD setzt sich deshalb für den Erhalt der Förder- und Sonderschulen ein. 

  

https://www.afd.de/wp-content/uploads/sites/111/2017/06/2017-06-01_AfD-Bundestagswahlprogramm_Onlinefassung.pdf
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DiB 
Demokratie in Bewegung 
Zusammen machen wir Zukunft – Eine progressive Agenda für Deutschland und Europa 
https://bewegung.jetzt/wp-content/uploads/2017/09/DiB-Wahlprogramm-2017.pdf 

In Deutscher Gebärdensprache: 
https://www.youtube.com/watch?v=BqnZHSw5mFU 

 

Seite: 16 

Eine vielfältige, weltoffene und inklusive Gesellschaft 
 
Die Freiheit, verschieden sein zu können, ist ein kostbares demokratisches Gut. Daher ist 
eine vielfältige Gesellschaft für uns nicht nur selbstverständlicher Status quo, sondern 
unabdingbar für eine gute Zukunft. Menschen sind Menschen – unabhängig von Alter, 
Geschlecht, Aussehen, Herkunft, Religion oder Weltanschauung, Sexualität oder einer 
Behinderung. Rassismus, Antisemitismus und anderen diskriminierenden 
Weltanschauungen wollen wir mit aller Entschlossenheit entgegentreten. 

Seite: 18 

Teilhabe #brauchtBEWEGUNG 
 
In Deutschland fehlen gesetzliche Verpflichtungen, um auch außerhalb des öffentlichen 
Sektors ausreichende Barrierefreiheit für Menschen mit Behinderung zu realisieren. 
Inklusion in Schulen ist zwar mittlerweile als politisches Ziel ausgegeben – doch es wird zu 
wenig investiert und zu wenig qualifiziertes Personal eingesetzt, sodass Schüler/innen, 
Lehrer/innen und Eltern überfordert sind. Die Beschäftigung in Werkstätten für Menschen 
mit Behinderung und Unterbringung in Heimen, teilweise gegen den Willen Betroffener, 
zementieren ein System der Separation mit Sonderwelten für behinderte Menschen. 
Wir fordern die vollständige, umfassende Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention 
in ihrem Wortlaut, aber auch in ihrer Intention. Betroffene sollen durch die 
Behindertenverbände stärker in den politischen Prozess eingebunden werden. 
Wir fordern effektive Maßnahmen zur Herstellung umfassender Barrierefreiheit, eine 
Inklusion von der Kita bis zur Hochschule, begleitet durch geschultes Fachpersonal. 
Wir setzen uns ein für die Abschaffung der Sonderwelten für Menschen mit Behinderung, 
insbesondere den Ausstieg aus dem System der Förderschulen und Werkstätten. 
Für ein selbstbestimmtes Leben inmitten der Gesellschaft fordern wir eine grundlegende 
Überarbeitung des Bundesteilhabegesetzes und die vollständige Herauslösung der 
Teilhabeleistungen aus dem Sozialhilferecht. Das Wunsch- und Wahlrecht muss ohne 
Abstriche gewährleistet werden, damit jeder Mensch möglichst selbstbestimmt leben kann 
und insbesondere seine Wohnform frei wählen und nach seinem Bedarf mobil sein kann. 
Die Gewährung von Hilfeleistungen zur Teilhabe, wie zum Beispiel Assistenz oder 
Kommunikationshilfebedarf, muss unabhängig von Einkommen und Vermögen gegeben 
sein. 
Wir fordern, dass die Gebärdensprache als Amtssprache anerkannt und als Wahlfach 
in Schulen angeboten wird. 

Seite 28-29 

Vom Bundesparteitag bestätigte Initiativen 
• Einführung eines bundeseinheitlichen Gehörlosengeldes 
• Frühförderung in Gebärdensprache für Kinder mit Hörbehinderung 
• Gebärdensprache als Amtssprache 
• Kostenloser Telefonvermittlungsdienst (24 Std) für Gehörlose 
• Vollständige Umsetzung der UN Behindertenrechtskonvention 

• Wahlfach Deutsche Gebärdensprache an allen Schulen 

 

https://bewegung.jetzt/wp-content/uploads/2017/09/DiB-Wahlprogramm-2017.pdf
https://www.youtube.com/watch?v=BqnZHSw5mFU

